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Renten-Westmauer abbauen

Zu »Rente: Opposition gegen Sen-
kung des Beitrages«, 8.10., S. 5
Für die ältere Generation geht es
nicht um die Senkung des Renten-
beitrages, sondern ganz betont um
den Abbau der »Renten-Westmau-
er« gegen die alten Ostrentner. Of-
fensichtlich sind der BRD-Regierung
(und ihren alten kalten Kriegern)
der Drang nach Krieg, die Hetze
gegen Russland und die staatlichen
Rüstungsgeschäfte wichtiger als die
»paar Groschen« für die ostdeut-
schen Altersrentner.
Paul Kreher, Chemnitz

Befehle wurden in Berlin erteilt

Zu »Wir bitten Sie um Besonnen-
heit«, 8.10. S. 14
Die Bedeutung des Aufrufes der
»Leipziger Sechs« für den gewalt-
freien Verlauf der Montagsde-
monstration am 9. Oktober 1989 ist
unumstritten. Im Interview wird
nur vermittelt, dass alle Entschei-
dungen in Leipzig fielen. Doch die
Befehle an die Schutz- und Sicher-
heitsorgane, keine Gewalt auszu-
üben, wurden in Berlin erteilt. »Der
9. Oktober in Leipzig verläuft fried-
lich. Vieles hat dazu beigetragen:
Der Aufruf der ›Sechs‹ und die Auf-
forderung der Kirche: ›Lasst die
Steine liegen!‹, die Flugblätter des
Neuen Forum und die Friedfertig-
keit der Demonstranten. In ent-
scheidendem Maße waren es die
Volkspolizisten, die Mitarbeiter des
Ministeriums für Staatssicherheit
und die Soldaten der Nationalen
Volksarmee der DDR«, schreibt
Egon Krenz im Buch »Herbst 89«.
Für den Dialog mit der Opposi-

tion hätte ein solcher Aufruf sehr
viel früher, spätestens jedoch 1987
nach dem Olof-Palme-Friedens-
marsch kommen müssen. Dort de-
monstrierten Vertreter der DDR-
Friedensbewegung gemeinsam und
im Dialog mit Oppositionellen im
Gedenken an den ermordeten
schwedischen Ministerpräsidenten.

Damalige Vorschläge zur Fortfüh-
rung des Dialogs, die auch aus den
Schutz- und Sicherheitsorganen
kamen, fanden leider bei der Par-
teiführung kein Gehör.
Harald Gampig, 10319 Berlin

Sterbehilfe sollte erlaubt werden

Zu »Sind Sie für aktive Sterbehilfe
durch Ärzte?«, 23.9., S. 18
Ohne Wenn und Aber bin ich dafür,
dass aktive Sterbehilfe durch einen
Arzt gesetzlich erlaubt werden soll.
Natürlich müssen mit dem Gesetz
solche Regularien geschaffen wer-
den, dass ein Missbrauch weitge-
hend ausgeschlossen werden kann.
Ich denke an eine Kommission, die
das entscheidet. Die Politiker im
Bundestag sollten sich in erster Li-
nie vom Menschenwohl leiten las-
sen. Übertriebene Ängste und
Rücksichtnahmen auf die »braune«
Vergangenheit Deutschlands sowie
die unzeitgemäße Haltung der Kir-
che zur Sterbehilfe dürfen kein
Hinderungsgrund für eine wirklich
menschliche Entscheidung sein.
Reinhardt Koblischke, Aschersleben

Das passt nicht ins Bild

Zu Heftige Kämpfe in der Ostukrai-
ne«, 8.10., S. 7
Bemerkenswert still geworden ist es
in der Reptilienpresse von »Welt«,
»Spiegel«, »Focus«: Offenbar haben
sie die aktuelle Berichterstattung
über die Ukraine eingestellt. Worü-
ber könnten sie auch berichten?
Wenn sie ehrlich wären, müssten
sie wie das »nd« über die mörderi-
schen Exzesse der Faschisten der
Ukraine berichten. Das passt ja nun
gar nicht in das von ihnen aufge-
baute Bild der ach so demokrati-
schen Ukraine nach dem Sieg des
Maidan!
Johannes Buck, Dresden

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.

KOMMENTIERT

Keine Chance im Scheitern
Katja Herzberg zur Diskussion über Aufnahmequoten für Flüchtlinge

»So wie die Lage jetzt ist, kann sie nicht weitergehen«, meint Bundesin-
nenminister Thomas de Maizière. Das ist ein indirektes Eingeständnis des
Scheiterns der EU-Asylpolitik und ihres Grundpfeilers, des Dublin-Systems.
Doch von der Abschaffung der unfairen Zuständigkeitsregelung und dem
Aufbau eines echten Asylsystems ist von ihm nichts zu hören.
Denn er und die meisten seiner EU-Ministerkollegen sind keineswegs

daran interessiert, das Sterben auf dem Mittelmeer zu beenden oder auch
nur einen Flüchtling mehr als unbedingt nötig aufzunehmen. Darüber kann
auch der plötzlich eingebrachte Vorschlag von Quoten zur Verteilung der
Flüchtlinge nicht hinwegtäuschen. So will de Maizière bestimmt keine
Aufrechnung, in die die Wirtschaftskraft und das Pro-Kopf-Einkommen
einbezogen werden. Dann müsste Deutschland mehr Schutzsuchende als
bisher aufnehmen. Und schon gar nicht würde de Maizière zuvor ermitteln
wollen, wie viele Menschen gern in der EU Schutz suchen würden.
Das Gerede von Quoten lenkt letztlich nur von den tatsächlich getroffe-

nen Maßnahmen ab – der Verschärfung der Abwehr von Flüchtlingen und
der Eindampfung der Seenotrettung. Von einer Kehrtwende, die das
Scheitern der EU-Politik ernst nehmen und als Chance nutzen würde, ist
auch nach diesem Ministertreffen nichts zu erkennen.

Zeichen von Schwäche
Aert van Riel über Streitigkeiten zwischen Christ- und Sozialdemokraten

Dass die Große Koalition kein Wunschbündnis ist, wurde in diesen Tagen
deutlich. Union und SPD stritten über den Zustand der Bundeswehr, Strom-
trassen und die Gasgewinnung durch Fracking. Zwar liegen die Parteien hier
nicht so weit auseinander, dass eine Einigung unmöglich wäre, aber jeder ist
darauf bedacht, bei Kompromissen nicht allzu schlecht dazustehen. Deswe-
gen wird um Ausnahmen und Sonderregelungen gerungen. Das ist ein nor-
maler Teil des politischen Geschäfts und wird von den Wählern auch so
wahrgenommen. Umfragen sehen für Konservative und Sozialdemokraten im
Vergleich zur Bundestagswahl weder große Gewinne noch Verluste.
Trotzdem gibt es einen Etappensieger und einen Verlierer. Während die

Union mit der jetzigen Situation gut leben kann, verharrt die SPD im Umfra-
getief. Ihre Erwartung, sich mit dem sowohl kargen als auch löchrigen Min-
destlohn und Rentengeschenken für die eigene Klientel profilieren zu kön-
nen, hat sich bisher nicht erfüllt. Dass sie diese »Erfolge« ständig öffentlich
betont, ist ein Zeichen von Schwäche. Weitere Gesetzesvorhaben der SPD
werden nun durch Interventionen von Kanzleramtschef Peter Altmaier er-
schwert. Vieles spricht also dagegen, dass die SPD, wie sie gehofft hatte, in
zweieinhalb Jahren gestärkt in den Wahlkampf starten kann. Ein wenig Ge-
mecker über den Koalitionspartner wird ihr hierbei jedenfalls nicht helfen.

Mit dem Wassereimer am Stausee
Silvia Ottow wundert sich nicht über die sinkende Anzahl von Frauen
in den Aufsichtsräten deutscher Unternehmen

Der manierierte Ekel vieler Politikerinnen und Unternehmerinnen vor der
Frauenquote gleicht dem freiwilligen Versuch, den Stausee mit dem Was-
sereimer zu füllen, anstatt einfach die Wehre zu öffnen. Dass solcherlei
Zurückhaltung, die mitunter auch auf Kumpanei hinausläuft, nicht viel
bringt, zeigt sich jetzt. Der ohnehin magere Bestand an weiblichem Füh-
rungspersonal verringert sich – trotz aller Appelle und trotz der eifrigen
Lobbyarbeit eines eigens dafür gegründeten Oberschichtvereins. Es nutzt
offenbar wenig, wenn sich ein paar Führungsfrauen mit der Bundeskanz-
lerin fotografieren lassen oder unentwegt Pressekonferenzen abhalten.
Allerdings lenken die bedauernswerten Zustände in den großen Auf-

sichtsräten den Blick vom eigentlichen Problem ab: Frauen verdienen in
Deutschland für die gleiche Arbeit 25 Prozent weniger, sie werden mit
Herdprämien von Erwerbsarbeit weggelockt, müssen in deutlich größe-
rem Umfang als Männer ihre Mini-Einkommen mit staatlichen Leistungen
aufstocken und mit mangelhafter Kinderbetreuung in ihrem Umfeld le-
ben. Als Rentnerinnen werden sie dann noch einmal für ihr Geschlecht
bestraft. Warum kann man denn das nicht ändern? Vielleicht würde ein
bisschen mehr Gerechtigkeit da unten auch die da oben mutiger machen.

KOLUMNE

Unspektakuläre Revolution
Wolfgang Storz über das Internet der Dinge als dringendes politisches Thema für die Linke

Weil es sich weder um hämische bis
böse Zitate über amtierende Kanzle-
rinnen dreht noch um fallende Bom-
ben oder eine schrottreife Armee,
sondern bloß um eine medial gese-
hen unspektakuläre, also langweilige
Revolution – deshalb hat die Öffent-
lichkeit für das Thema Industrie 4.0
noch nicht einmal ein Augenmerk
übrig. Dabei könnten gerade Politi-
ker und Organisationen, die sich
links verorten, sich aus mindestens
zwei fundamentalen Gründen ani-
miert fühlen, diese sich bereits im
Gang befindliche vierte industrielle
Revolution (nach Mechanisierung,
Elektrifizierung und Automatisie-
rung) als bedeutendes Thema anzu-
eignen.
So wird mit der totalen Digitali-

sierung der Industrie das Problem
der Überwachung potenziert. Was
heute in Verbindung mit NSA und
Google als »böse« Überwachung dis-
kutiert wird, wird sich bald mit einer
scheinbar »guten« Überwachung
paaren. Wer heute sein Buch via
Kindle konsumiert, liefert Amazon
genaue Informationen über sein Le-
severhalten: was interessiert, was
wird übersprungen, welche Seiten
gar überblättert. Das bald zur Verfü-
gung stehende automatisierte Auto
steigert den Reisekomfort, registriert
aber zu jedem Zeitpunkt, wo wir uns
befinden.
Wir kennen auch das smart grid,

das uns erlaubt, von Ferne den
Haushalt zu steuern. Wir kennen die
Überlegung, dass Roboter Pflege-
dienste übernehmen. Der 3D-
Drucker, der Implantate im Neben-
zimmer des Zahnarztes herstellt, ist
schon Bestandteil unseres Alltages.
Wir haben auch schon gelesen, dass
ein Machtkampf ansteht: Wird
künftig Google den Automarkt be-
herrschen oder unverändert die
klassischen Autokonzerne? Wird

Google-energy unsere Energie-Oli-
gopolisten E.on, RWE und EnBW
vertreiben?
Aber das, wovon wir schon gehört

oder gelesen haben, das sind nur die
Vorboten. Die Digitalisierung der In-
dustrie bedeutet vereinfacht: In jedes
Produkt und im Zweifel in jedes
Produktteil wird ein Chip eingebaut,
der misst und sendet. Jedes Bauteil
wird eine IP-Adresse haben, wird
messen und senden. Die vierte Re-
volution bedeutet: Die Fähigkeiten

eines iPhones, die den Fähigkeiten
eines Hochleistungs-Computers ent-
sprechen, werden der kompletten
Industrie eingebaut, von der Ent-
wicklung über die Produktion bis zur
Logistik. Die individualisierte Mas-
senherstellung wird kein Wider-
spruch mehr sein. Wer speichert die-
se Daten über Produkte und Produk-
tionsprozesse? Wer deutet sie? Wer
verwendet sie wofür?
Seit Jahren wird in den For-

schungs- und Entwicklungszentren
der großen Konzerne, wird an zahl-
reichen Universitäten am Internet
der Dinge gearbeitet. Alle werden
miteinander kommunizieren: die
Teile einer Maschine untereinander,

die Maschinen miteinander, die Ma-
schinen mit den Menschen, die Ma-
schinen mit den Konsumenten. Nicht
ausgeschlossen: der Mensch als
Restgröße.
Wie immer das im Detail ausse-

hen mag, eines steht fest: Techni-
sche Neuerungen, nein, einschnei-
dende technische Umwälzungen
stehen an, die neue Produkte her-
vorbringen. Produkte, die wir uns
noch gar nicht vorstellen können,
die eine totalitäre Überwachung
möglich machen, die die Arbeits-
märkte völlig verändern. Änderun-
gen für Arbeitnehmer, Konsumenten
und Gesellschaft, die niemand heute
überblickt, die deshalb genau beob-
achtet, gestaltet und gesteuert wer-
den müssen.
Das führt zu dem zweiten funda-

mentalen Grund, sich mit diesem
Thema zu beschäftigen. Denn es
geht nicht nur um Fragen der Über-
wachung und der Veränderung, es
geht um die Frage des Wohlstandes
unserer Gesellschaft. Die Industrie –
die Chemie, der Maschinenbau, die
Automobilbranche usw. – ist unver-
ändert der Kern unseres Wohlstan-
des. Hier wird der Reichtum ver-
dient.
Weil dies so ist, müsste eine mo-

derne linke Industriepolitik – zu der
untrennbar eine Kultur der Technik-
Kritik gehört – zu einer der wichtigs-
ten und vornehmsten Bereiche linker
Politik gehören. Im Koalitionsvertrag
der aktuellen Regierung ist das The-
ma wenigstens erwähnt. Endlich das
Feld der Schöpfung der Werte zu
besetzen, damit würden die Linken
erwachsen werden. Allemal in Zei-
ten, in denen die Verhältnisse dieser
Wertschöpfung gerade auf den digi-
talen Kopf gestellt werden. Es geht
darum, die industrielle Revolution
4.0 zu politisieren. Wer hat Lust, sich
einzumischen?

Wolfgang Storz war bis 2006
Chefredakteur der »Frankfurter
Rundschau« und arbeitet seither
als Berater und Publizist.
Foto: Burkhard Lange
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Novalis,
Tucholsky,
Markwort
Von Jürgen Amendt

Jetzt wissen wir es auch aus sei-
nem Munde. Helmut Markwort ist
ein Journalist, der sich bemüht,
»ein objektiver Journalist zu sein«,
der aber eine »subjektive
Schwachstelle« hat: das Wissen
darum, dass ein Helmut Markwort
ein ganz Großer der Zunft ist, dem
eine Identität nicht genug ist, ei-
ner, der in der Tradition mindes-
tens von Kurt Tucholsky steht,
vielleicht sogar von Novalis.
Die Hybris passt zu Helmut

Markwort. Der 77-jährige gebür-
tige Darmstädter hat jetzt öffent-
lich im Verbandsmagazin des Bay-
erischen Journalisten Verbands
(BJV) bestätigt, was seit langem
vermutet wurde: Unter dem Na-
men »Moritz Rodach« berichtete er
ab und an für »Focus Online« über
den FC Bayern München.
An sich ist die Verwendung ei-

nes Pseudonyms nicht unge-
wöhnlich in der Journalistenzunft
– manche tun es, um Geld am Fis-
kus vorbei zu schleusen, manche,
weil sie an einem Tag mit mehre-
ren Artikeln gleichzeitig in einer
Zeitung vertreten sind, andere
wiederum deshalb, um spielerisch
in eine andere Rolle mit einer an-
deren Sichtweise zu schlüpfen.
BeiMarkwort verhält es sich viel

profaner. Der frühere Chefredak-
teur ist seit 1992 Mitglied im Ver-
waltungsbeirat des FC Bayern
München e.V., seit 2003 sitzt er

zudem im Aufsichtsrat der FC Bay-
ern München AG. Ein »Ge-
schmäckle« hat das schon.
Dem Magazin des BJV erzählte

Markwort auch, dass »Moritz Ro-
dach« nicht sein einziges Pseudo-
nym sei und dass er sich diesbe-
züglich in einer Reihe mit Tu-
cholsky und Novalis sehe. Er wolle
nicht alles unter dem Namen Hel-
mut Markwort veröffentlichen, vor
allem dann nicht, wenn er eine
»lokale Glosse« oder ein »leichtes
Operettenstück« schreibe, denn:
»Der hat ein politisches Gewicht,
dieser Markwort.«
Auf die Kolumne in der von sei-

ner Lebensgefährtin Patricia Rie-
kel geleiteten »Bunte«, in der »die-
ser Markwort« seinem anderen Ich
die Verwendung des Pseudonyms
»Moritz Rodach« verzeiht, darf
man gespannt sein.

Helmut Markwort alias Moritz Ro-
dach ist ein großer Fan des FC Bay-
ern München.
Foto: dpa/Sven Hoppe
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